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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

2019 setzten sich das Zentrum für Demokratie Aarau (ZDA) und die Tagespresse mit der
Frage auseinander, ob sich die Demokratie als Staatsform, sowohl in der Schweiz als
auch weltweit, in einer Krise befindet. Der Zustand der Demokratie wurde hierbei
jeweils unterschiedlich bewertet:
Im Feuilleton der NZZ ging man der Frage nach, ob wir uns in einem postfaktischen
Zeitalter befinden, in welchem die Wissenschaft an Geltung verloren habe, und ob als
Folge daraus ein «Ende der Demokratien» resultieren könnte. Politik ohne Fakten, so
ein Argument der US-amerikanischen Philosophin Seyla Benhabib, würde die für
Demokratien essenzielle «Verständigungsbereitschaft» der Bevölkerung und damit die
Diskursöffentlichkeit «torpedieren». Man könne tatsächlich annehmen, dass sich
solcherart Zustände mehren würden, blicke man etwa auf die Präsidenten Jair
Bolsonaro (BRA) oder Donald Trump (USA) als «militante oder habituelle
Antiintellektuelle», doch sei dies nur ein Teil des Ganzen, wie Elena Wilhelm von der
ZHAW in ihrem Kommentar entgegnete. Eine international durchgeführte Studie des
Meinungsforschungs- und Umfrageinstituts Gallup, welches jährlich auch den World
Happiness Report veröffentlicht, habe nämlich ergeben, dass 72 Prozent der
Bevölkerung der Wissenschaft noch immer vertraue, allerdings öfters auch ihren
Nutzen in Frage stelle – nur 41 Prozent der Befragten glaubten, dass die Wissenschaft
der Bevölkerung zugutekomme. Der Glauben an Fakten sei folglich noch vorhanden.
Wichtig sei deshalb, dass die «Diskursgemeinschaften» gestärkt würden, indem die
Wissenschaft wieder vermehrt Debatten anstosse und so einen Mehrwert für
Diskussionen böte und dem «Postfaktische[n]» etwas entgegenhalten könne.
Das ZDA fühlte der Demokratie mit dem im Herbst erschienenen Buch «Brennpunkt
Demokratie» auf den Zahn. Ein Auszug des darin publizierten Artikels von Sarah Engler
und Daniel Kübler wurde auch in der Aargauer Zeitung veröffentlicht.
Historisch betrachtet habe es noch nie so viele Demokratien gegeben wie heute: Über
60 Prozent aller Staaten seien Demokratien. Seit zehn Jahren sei aber eine Stagnation
dieser Zahl festzustellen, was «Pessimisten» gerne dazu verleite, von einem Niedergang
der Demokratie zu sprechen. Weltweit seien Bürgerinnen und Bürger «zunehmend
unzufrieden und misstrau[t]en Parteien und Eliten», beispielsweise weil man sich
missverstanden fühle oder Anliegen nicht ernstgenommen würden. Auf der anderen
Seite seien teilweise Personen an der Macht, welche demokratische Grundprinzipien
infrage stellten. Dies lege nahe, dass Populismus die Demokratie gefährde, gleichzeitig
führe der Einzug von Populisten in die Regierung «nicht automatisch zu
demokratischen Einbussen»; mit der SVP habe die Schweiz längst eine populistische
Partei in der Regierung, doch seien hier derart unterminierende Tendenzen nicht zu
beobachten.
Weitere Resultate, die auf den am ZDA entwickelten Demokratiebarometer
zurückgehen, zeigten auf, dass auch insgesamt in Europa kein genereller
«Qualitätsverfall der Demokratie» festzustellen sei. In einzelnen Staaten wie
Griechenland und Spanien sei aufgrund der dortigen Wirtschaftskrise oder in Italien
und Ungarn aufgrund der Einschränkung der Pressefreiheit aber ein deutlicher
Rückgang demokratischer Parameter zu verzeichnen.
Ein letzter Aspekt wurde schliesslich zu Jahresende wiederum in der NZZ thematisiert:
Hass, Sexismus und Drohungen seien in der Politik und gegenüber Journalisten häufiger
geworden. So sah sich Marionna Schlatter (gp, ZH) während ihrer Kandidatur für den
Ständerat mit Morddrohungen konfrontiert, Christoph Mörgeli und Roger Köppel (svp,
ZH) seien verbal attackiert und in einem Zürcher Lokal mit Getränken überschüttet
worden. 
Frauen gegenüber, so die Soziologieprofessorin Katja Rost, sei der Hass vermehrt
sexistischer Natur und persönlich gefärbt. Amtierende Politikerinnen seien sich daher
einig, dass dies junge Frauen vom Einstieg in die Politik abhalten könnte, und Rost fügte
hinzu, dass Hass dazu führe, dass sich Frauen nicht mehr vorbehaltlos kontrovers
äussern könnten. Der Hass stelle aber insgesamt «eine Gefahr für die Demokratie» dar
und treffe Politikerinnen und Politiker jedweder Gesinnung. Bei den «Hatern» handle
es sich zwar nur um einen «marginalen Teil der Gesellschaft» – dieser hätte aber einen
«extremen Effekt». Umso wichtiger, resümierte man in der Zeitung, sei es, dass man
dem Hass nicht kampflos das Feld überlasse und sich für «Anstand in der politischen
Debatte» einsetze. 1
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Eine von der Universität Zürich in Auftrag gegebene und im Mai 2023 in der
Sonntagszeitung vorgestellte, zu diesem Zeitpunkt aber noch nicht wissenschaftlich
überprüfte Studie zu den Gründen für die so genannte «leaky pipeline» warf medial
hohe Wellen. «Leaky pipeline» bezeichnet das Phänomen, dass Frauen in einigen
Studienrichtungen bei den Studierenden zwar die Mehrheit bilden, ihr Anteil bei den
höheren akademischen Stellen bis hin zu den Professuren jedoch abnimmt. Der Autor
des entsprechenden Zeitungsartikels, der die Überschrift «Die meisten Studentinnen
wollen lieber einen erfolgreichen Mann als selber Karriere machen» trug, zog aus der
Studie die Bilanz, dass die leaky pipeline nicht etwa auf eine tatsächliche
Diskriminierung der Frauen zurückzuführen sei, sondern vor allem auf die Tatsache,
dass viele Studentinnen gar keine Karriere machen möchten. Ausserdem planten sie,
falls sie Kinder bekommen sollten, eher Teilzeit zu arbeiten, währenddem es sodann am
Partner liegen solle, für das Haupteinkommen zu sorgen. Gemäss den Autorinnen des
Artikels – der Ökonomin Margit Osterloh und der Soziologin Katja Rost – lasse die Studie
also den Schluss zu, dass die leaky pipeline auf unterschiedliche Präferenzen der
beiden Geschlechter zurückzuführen sei.
Auf diese Studie und den diesbezüglichen Zeitungsartikel folgten diverse, ganz
unterschiedliche Reaktionen. Michael Hermann vom Meinungs- und
Politikforschungsinstitut Sotomo kritisierte insbesondere den Titel des Zeitungsartikels.
Dieser sei schlichtweg falsch; die Resultate der Studie sagten dies nicht aus. Hermann
bemängelte auch das methodische Design der Studie. So sei es den Studierenden bei
der Umfrage nur möglich gewesen, sich zwischen den beiden Polen «100 Prozent
arbeiten und Karriere machen» und «sich um die Familie kümmern und 60 Prozent
oder weniger arbeiten» zu entscheiden. Eine Rubrik «Karriere machen und sich um die
Familie kümmern» habe gänzlich gefehlt. Auch Markus Theunert von männer.ch stellte
die Analyse in der Sonntagszeitung in Frage. Er fand vor allem das im Artikel der
Sonntagszeitung nicht erwähnte Resultat interessant, dass nur eine Minderheit der
befragten Studierenden (beider Geschlechter) eine Führungsposition mit
Personalverantwortung anstrebten. Ebenso zeigten die Befragungen, dass sich nur eine
Minderheit der Studentinnen einen Partner wünschte, der nach der Familiengründung
Vollzeit arbeitet. In einem Meinungsbeitrag des Tages-Anzeigers wurde zu bedenken
gegeben, dass es nicht zulässig sei, aus den Unterschieden im geschlechtspezifischen
Antwortverhalten zu folgern, «dass die meisten Frauen aufgrund spezifisch weiblicher
Neigungen auf eine Karriere verzichten». Schliesslich übte auch Dagmar Iber,
Assistenzprofessorin am Departement Biosysteme der ETH Zürich, Kritik an der Studie.
Sie hielt fest, dass es in der Studie grundsätzlich darum ging herauszufinden, weshalb
die leaky pipeline existiert. Zu dieser Frage biete die Studie jedoch keine Erkenntnisse.
Dazu hätte die Studie auf die talentiertesten Personen und ihre Partnerinnen und
Partner eingehen sollen, weil nur diese um die Professuren konkurrierten. Die
Antworten der übrigen Studierenden spielten für den Frauenanteil bei den Lehrstühlen
kaum eine Rolle, folgerte Iber.
Auf der anderen Seite des Meinungsspektrums figurierten die Autorinnen selber, die
ihre Studie verteidigten und die die hitzige Debatte zu ihrer Studie kritisierten, so zum
Beispiel an einem Podiumsgespräch an der Universität Zürich. In der Weltwoche wurde
Katja Rost dahingehend zitiert, dass der mediale Aufschrei damit zusammenhänge, dass
die Diskriminierung der Frauen nicht in Frage gestellt werden dürfe: «Dies – das Mantra
der Diskriminierung, das unbedingt aufrechterhalten werden müsse – sei das grosse
Thema, um das es hier gehe». Gemäss Katja Rost habe sich die Gleichstellungspolitik in
eine dogmatische Richtung entwickelt; es gehe darin nicht mehr um tatsächliche
Gleichstellung, sondern um «Gleichmachung». Des Weiteren gingen auch Beiträge von
Katharina Fontana in der NZZ auf die Kritik an der Studie ein. Fontana führte die von
den Studentinnen in der Befragung angegebene empfundene Diskriminierung an der
Universität auf die «Dauerpropaganda von Behörden und Lobbys» zurück. Dadurch
würde den Mädchen schon in jungen Jahren suggeriert, diskriminiert zu werden. Zudem
sei der Ärger gewisser Personen, darunter Politikerinnen wie Kathrin Bertschy (glp, BE)
oder Tamara Funiciello (sp, BE), damit zu erklären, dass der Sinn vieler universitärer
Gleichstellungsmassnahmen durch die Studie in Frage gestellt werde. Nicht zuletzt gehe
es auch um finanzielle Mittel für Gleichstellungsmassnahmen, die nur fliessen würden,
«wenn das Dogma der allgegenwärtigen Diskriminierung der Frauen aufrechterhalten
wird», so Fontana.
Die Studie kann auf der Website der Co-Autorin Katja Rost heruntergeladen werden, ist
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Stand November 2023 aber noch nicht wissenschaftlich publiziert worden. 2
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